
 

  

S 10 R 505/05 PKH-A

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 10
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Verzögert das Gericht grundlos die

Entscheidung über einen Antrag auf
Bewilligung von Prozesskostenhilfe, darf
eine zwischenzeitlich zum Nachteil des
Antragstellers eingetretene Änderung der
Sach- oder Rechtslage aus
verfassungsrechtlichen Gründen nicht
berücksichtigt werden. In einem solchen
Fall ist deshalb der Zeitpunkt der
Entscheidungsreife des Antrags
maßgebend.
Im sozialgerichtlichen Verfahren kann
trotz Durchführung von Ermittlungen,
Prozesskostenhilfe zu verneinen sein.
Dies gilt insbesondere für die
Vernehmung von Ärzten als
sachverständige Zeugen, wenn diese
Sachaufklärung durch pauschalen
klägerischen Vortrages veranlasst ist,
wonach die Verwaltung nicht alle
Gesundheitsstörungen berücksichtigt
habe, also weitere Gesundheitsstörungen
vorlägen, nicht richtig untersucht worden
sei, falsche Befunde erhoben worden
seien, die Beurteilung der Beklagten
falsch sei, die Gesundheitsstörungen sich
verschlimmert hätten oder weitere
Gesundheitsstörungen hinzugetreten
seien. In diesen Fällen kann das Gerichts
eine Erfolgsprognose erst stellen, wenn
dieser klägerische Vortrag durch
entsprechende medizinische Unterlagen
gestützt wird.

Normenkette SGG § 73a; ZPO § 114
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1. Instanz

Aktenzeichen S 10 R 505/05 PKH-A
Datum 29.07.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 R 4283/05 PKH-B
Datum 01.12.2005

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des KlÃ¤gers gegen den Beschluss des Sozialgerichts Stuttgart
vom 29. Juli 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Der KlÃ¤ger begehrt im Wege der Beschwerde die Bewilligung von
Prozesskostenhilfe.

Im Hauptverfahren vor dem Sozialgericht geht es um die GewÃ¤hrung von Rente
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Nach Einholung eines internistischen
Gutachtens mit Befunderhebungen auch auf chirurgisch-orthopÃ¤dischem
Fachgebiet und Verneinung eines belangvollen depressiven
Verstimmungszustandes lehnte die Beklagte die begehrte Rente ab. In seiner
KlagebegrÃ¼ndung hat der KlÃ¤ger neben der Behauptung, er leide an
Depressionen, im Wesentlichen vorgetragen, die medizinischen Diagnosen seien
unvollstÃ¤ndig und unzureichend bewertet und auf ein Gutachten in einem bereits
erledigten Unfallversicherungsstreit vor dem Sozialgericht hingewiesen. Nachdem
bereits alle Unterlagen betreffend die Beurteilung der wirtschaftlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Bewilligung von Prozesskostenhilfe vorgelegen haben,
hat das Sozialgericht die behandelnden Ã�rzte schriftlich als sachverstÃ¤ndige
Zeugen vernommen. Die eingegangenen AuskÃ¼nfte stÃ¼tzen das Klagebegehren
nicht. Auf dieser Grundlage hat das Sozialgericht die Bewilligung von
Prozesskostenhilfe durch Beschluss vom 29. Juli 2005 mit der BegrÃ¼ndung
abgelehnt, im maÃ�gebenden Zeitpunkt der Beschlussfassung habe die Klage keine
hinreichende Aussicht auf Erfolg.

Der hiergegen eingelegten Beschwerde hat es nicht abgeholfen. Der KlÃ¤ger ist der
Auffassung, maÃ�gebender Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung der Erfolgsaussichten
sei im vorliegenden Fall jener der Entscheidungsreife. Das Ergebnis der
Beweisaufnahme habe deshalb nicht berÃ¼cksichtigt werden dÃ¼rfen.
Erfolgsaussicht sei schon deshalb zu bejahen, weil das Sozialgericht selbst die
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AufklÃ¤rung des Sachverhalts fÃ¼r erforderlich gehalten habe.

II.

Die Beschwerde ist zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet. Dem KlÃ¤ger kann
Prozesskostenhilfe nicht bewilligt werden, weil seine Klage keine Aussicht auf Erfolg
hat.

GemÃ¤Ã� Â§ 73a des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) in Verbindung mit Â§ 114 der
Zivilprozessordnung (ZPO) erhÃ¤lt ein Beteiligter, der nach seinen persÃ¶nlichen
und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen die Kosten der ProzessfÃ¼hrung nicht, nur zum
Teil oder nur in Raten aufbringen kann, auf Antrag Prozesskostenhilfe, wenn die
beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf
Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint.

FÃ¼r die damit geforderte Erfolgsprognose ist zwar grundsÃ¤tzlich auf den
Zeitpunkt der Entscheidung des Gerichts â�� hier des Senats â�� abzustellen (vgl.
nur Kalthoener/BÃ¼ttner/Wrobel-Sachs, Prozesskostenhilfe unter Beratungshilfe, 4.
Aufl. 2005, Rdnr. 423 m.w.N.; Thomas/Putzo, ZPO, 27. Aufl. 2005, Â§ 119 Rdnr. 4
m.w.N.; Keller/Leitherer in Meyer-Ladewig, SGG, 8. Aufl. 2005, Rdnr. 7c m.w.N.).
Dies kann aber dann nicht gelten, wenn die Entscheidung durch das Gericht
grundlos verzÃ¶gert wird und sich zwischenzeitlich die Sach- oder Rechtslage zum
Nachteil des Antragstellers geÃ¤ndert hat. In diesem Falle kommt es auf den
Zeitpunkt der Entscheidungsreife des Bewilligungsgesuches an (Knittel in Hennig,
SGG, Â§ 73a Rdnr. 15; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen
Verfahrens, Kapitel VI Rdnr. 71; Keller/Leitherer, a.a.O.; Thomas/Putzo, a.a.O.; LSG
Schleswig-Holstein, Beschluss vom 16.12.2001, L 8 B 71/01 RA PKH in Breithaupt
2002, 663). Andernfalls wÃ¼rde der Zweck der Prozesskostenhilfe, auch dem
BedÃ¼rftigen Rechtsschutz zu ermÃ¶glichen, verfehlt (Knittel, a.a.O., Rdnr. 14). Die
Gegenmeinung (Kalthoener/BÃ¼ttner/Wrobel-Sachs, a.a.O., Rdnr. 427 m.w.N.), die
hier auch vom Sozialgericht vertreten wird, Ã¼bersieht die verfassungsrechtliche
Dimension der Problematik. Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) gebieten Art. 3 Abs. 1 i. V. m. Art. 20 Abs. 3
Grundgesetz (GG) eine weitgehende Angleichung der Situation von Bemittelten und
Unbemittelten bei der Verwirklichung des Rechtsschutzes (Beschluss vom 26. Juni
2003, 1 BvR 1152/02 in SozR 4-1500 Â§ 73a Nr. 1). Dies wÃ¤re nicht
gewÃ¤hrleistet, wenn das Gericht beliebig lange zuwarten und beispielsweise durch
entsprechende Ermittlungen die Frage des Erfolges endgÃ¼ltig klÃ¤ren kÃ¶nnte.
Denn im Falle eines Erfolges bedÃ¼rfte der Unbemittelte keiner Prozesskostenhilfe,
weil mit seinem Erfolg regelmÃ¤Ã�ig auch die Kostentragungspflicht des
Unterlegenen verbunden ist. Im Falle seines Misserfolges wÃ¤re das Verfahren â��
was die Ermittlungen anbelangt â�� bereits durchgefÃ¼hrt, im Falle einer
Prozessvertretung durch einen Rechtsanwalt dessen Kosten bereits entstanden.
Prozesskostenhilfe soll jedoch nicht den Erfolg in der Hauptsache prÃ¤mieren,
sondern den Rechtsschutz nur ermÃ¶glichen (BVerfG, a.a.O.). Mit der genannten
Entscheidung hat das BVerfG dementsprechend einen Prozesskostenhilfe
ablehnenden Beschluss in einem Fall aufgehoben, in dem das Instanzgericht trotz
Entscheidungsreife des Prozesskostenhilfeantrages zunÃ¤chst eine mehrstÃ¼ndige
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AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers durchfÃ¼hrte, die Klage abwies und dann darauf
gestÃ¼tzt Erfolgsaussicht verneinte.

Im vorliegenden Fall ist daher entgegen der Auffassung des Sozialgerichts der
Zeitpunkt der Entscheidungsreife maÃ�gebend.

Entscheidungsreife liegt vor, wenn der Antragsteller alle fÃ¼r die Bewilligung der
Prozesskostenhilfe erforderlichen Unterlagen vorgelegt hat, insbesondere den
vollstÃ¤ndig ausgefÃ¼llten Vordruck Ã¼ber die ErklÃ¤rung seiner persÃ¶nlichen
und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse sowie die entsprechenden Belege (vgl. Â§ 117
Abs. 2 und 4 ZPO), und wenn gegebenenfalls der Gegner Gelegenheit zur
Stellungnahme gehabt hat (vgl. Â§ 118 Abs. 1 Satz 1 ZPO). Diese Voraussetzungen
sind hier am 24. MÃ¤rz 2005 mit Eingang der vom Sozialgericht geforderten
restlichen Belege erfÃ¼llt gewesen.

Indessen rechtfertigt auch dies im vorliegenden Fall nicht die Bewilligung von
Prozesskostenhilfe. Weder im Zeitpunkt der Entscheidungsreife noch spÃ¤ter hat
die Klage Erfolgsaussicht gehabt. Daran Ã¤ndert auch die Tatsache nichts, dass
vom Sozialgericht eine SachaufklÃ¤rung durchgefÃ¼hrt worden ist.

Eine hinreichende Erfolgsaussicht liegt vor, wenn unter BerÃ¼cksichtigung aller
UmstÃ¤nde zumindest die MÃ¶glichkeit besteht, dass der KlÃ¤ger mit seinem
Begehren durchdringt, im Falle streitiger Tatsachen, wenn die von ihm behaupteten
anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen nachweisbar erscheinen (Krasney/Udsching,
a.a.O., Rdnr. 60), wenn also keine konkreten Anhaltspunkte dafÃ¼r vorliegen, dass
eine Beweisaufnahme mit groÃ�er Wahrscheinlichkeit zum Nachteil des
Antragstellers ausgehen wird (Knittel, a.a.O., Rdnr. 13). Dementsprechend wird
Erfolgsaussicht auch im sozialgerichtlichen Verfahren dann zu bejahen sei, wenn
eine Beweisaufnahme von Amts wegen durchgefÃ¼hrt werden muss
(Keller/Leitherer, a.a.O., Rdnr. 7a; Krasney/Udsching, a.a.O; Kummer, Das
sozialgerichtliche Verfahren, 2. Aufl. 2004, VI Rdnr. 91; Wenner/Terdenge/KrauÃ�,
GrundzÃ¼ge der Sozialgerichtsbarkeit, 3. Aufl. 2004, Rdnr. 345; Jansen, SGG, 2.
Aufl. 2005, Â§ 73a Rdnr. 7).

Indessen gilt dies nicht ausnahmslos. Das Gesetz selbst sieht in Â§ 118 Abs. 2 ZPO
vor, dass das Gericht Erhebungen anstellt, insbesondere die Vorlegung von
Urkunden anordnet und AuskÃ¼nfte einholt (Satz 2). Allerdings werden nach Satz 3
Zeugen und SachverstÃ¤ndige nicht vernommen, es sei denn, dass auf andere
Weise nicht geklÃ¤rt werden kann, ob die Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig
erscheint. Diese Vorschrift zeigt, dass die Vernehmung von Zeugen und die
Einholung von Gutachten auch vor der Bewilligung von Prozesskostenhilfe in
Betracht kommt. Dies ist verfassungsrechtlich unbedenklich (BVerfG, Beschluss
vom 23. Januar 1986, 2 BvR 25/86 in NVwZ 1987, 786). Die grundsÃ¤tzliche
UnzulÃ¤ssigkeit der Zeugenvernehmung und der Einholung von Gutachten im
Zivilprozess ist vor dem Hintergrund der Dispositionsmaxime, die zum Erfordernis
schlÃ¼ssigen und substantiierten Vortrages fÃ¼hrt, und des Umstandes zu sehen,
dass eine derartige Beweiserhebung bereits mit Kosten verbunden ist, wegen der
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der bedÃ¼rftige KlÃ¤ger gerade die Prozesskostenhilfe benÃ¶tigt. Im
sozialgerichtlichen Verfahren dagegen gilt der Grundsatz der Amtsermittlung (Â§
103 SGG) und der Kostenfreiheit (Â§ 183 SGG). Wenn im Zivilprozess eine
Zeugenvernehmung vor der Entscheidung Ã¼ber die Prozesskostenhilfe
beispielsweise dann in Betracht gezogen wird, wenn eine Behauptung zwar
schlÃ¼ssig, aber sehr unwahrscheinlich ist (Wax in MÃ¼nchener Kommentar, ZPO,
2. Aufl. 2002, Â§ 118 Rdnr. 24; Philippi in ZÃ¶ller, ZPO, 25. Aufl. 2005, Â§ 118 Rdnr.
21), gilt dies vor den Sozialgerichten in weit stÃ¤rkerem MaÃ�.

Im sozialgerichtlichen Verfahren kann deshalb trotz DurchfÃ¼hrung von
Ermittlungen, insbesondere in Form von Zeugenvernehmungen und der Einholung
von Gutachten, die Bewilligung von Prozesskostenhilfe zu verneinen sein. Wird in
eine Beweisaufnahme eingetreten, muss dies nicht bedeuten, das Gericht sei davon
Ã¼berzeugt, dass sich die zu beweisende Tatsache mit hinreichender
Erfolgsaussicht werde feststellen lassen. BeweisbedÃ¼rftigkeit und Erfolgsaussicht
haben wenig miteinander zu tun (LSG Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 30. Mai 1986,
L 3 U 60/86 in Breithaupt 1987, 607). So ist anerkannt, dass die Einholung eines
Gutachtens auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 SGG nicht die Annahme von
Erfolgsaussicht rechtfertigt, weil sonst der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung von
Prozesskostenhilfe selbst in der Hand hÃ¤tte (Krasney/Udsching, a.a.O.; Knittel,
a.a.O.). Denn dem Antrag nach Â§ 109 SGG muss das Gericht auch dann
nachgeben, wenn es selbst weitere Ermittlungen nicht fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt.

Aber auch von Amts wegen werden Gutachten nicht ausnahmslos vor dem
Hintergrund einer zumindest offenen Erfolgsprognose eingeholt. Insbesondere wenn
die Einholung eines Gutachtens nur noch dazu dient, letzte Zweifel an der
UnbegrÃ¼ndetheit des Klageanspruches zu zerstreuen (Jansen, a.a.O.) oder wenn
sich das Gericht durch Vorlage zweifelhafter medizinischer Unterlagen durch den
KlÃ¤ger aus prozessualen GrÃ¼nden zur Einholung eines â�� die vorgelegten
Unterlagen aller Voraussicht nach widerlegenden â�� Gutachtens veranlasst sieht
(LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 31. Juli 1997, L 8 V 1865/97 PKH-A (L 8
V 2541/96)), wenn also ein gÃ¼nstiges Ergebnis unwahrscheinlich bzw. die
Erfolgschance nur eine entfernte ist, kann Erfolgsaussicht verneint werden
(Keller/Leitherer, a.a.O. m.w.N. auch zur Rechtsprechung; Kummer, a.a.O.).

Nichts anderes gilt fÃ¼r die Vernehmung von Ã�rzten als sachverstÃ¤ndige Zeugen
(so im Ergebnis LSG Bremen, Beschluss vom 7. Januar 1986, L 1 BR 28/85 in SozSich
1987, 223; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 2. MÃ¤rz 1988, L 7 PKH
282/87 B in Breithaupt 1989, 165; Beschluss vom 9. Februar 1990, L 1 PKH 275/89
B in Justiz 1991, 101; Beschluss vom 25. MÃ¤rz 2002, L 6 SB 3114/01 PKH-B â��
nicht verÃ¶ffentlicht -). HÃ¤ufig dient diese ErmittlungstÃ¤tigkeit des Sozialgerichts
erst dazu, den klÃ¤gerischen Vortrag zu substanziieren oder gar erst schlÃ¼ssig zu
machen. Es soll geklÃ¤rt werden, ob angesichts der bereits von der Verwaltung
durchgefÃ¼hrten Ermittlungen noch ein Gutachten notwendig ist (Knittel, a.a.O.,
Rdnr. 18). Dies trifft insbesondere fÃ¼r pauschalen klÃ¤gerischen Vortrag zu,
wonach die Verwaltung nicht alle GesundheitsstÃ¶rungen berÃ¼cksichtigt habe,
also â�� ggf. auf anderen medizinischen Sachgebieten â�� weitere
GesundheitsstÃ¶rungen vorlÃ¤gen, nicht richtig untersucht worden sei, falsche
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Befunde erhoben worden seien, die Beurteilung der Beklagten falsch sei, die
GesundheitsstÃ¶rungen sich verschlimmert hÃ¤tten oder weitere
GesundheitsstÃ¶rungen hinzugetreten seien. In diesen FÃ¤llen kann das Gericht
eine Erfolgsprognose erst stellen, wenn dieser klÃ¤gerische Vortrag durch
entsprechende medizinische Unterlagen gestÃ¼tzt wird. Andernfalls hÃ¤tte der
KlÃ¤ger durch pauschale Behauptungen der UnvollstÃ¤ndigkeit oder
Fehlerhaftigkeit der ErmittlungstÃ¤tigkeit der Beklagten bzw. ihrer Bewertung des
Gesundheitszustandes oder einer Verschlimmerung des Gesundheitszustandes die
GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe selbst in der Hand. Dabei fÃ¼hrt lÃ¤ngst nicht
jede GesundheitsstÃ¶rung zu einer relevanten EinschrÃ¤nkung der
LeistungsfÃ¤higkeit. Das Gegenteil ist die Regel.

Dass anderes gilt, wenn beispielsweise aufgrund des Vortrages davon ausgegangen
werden kann, dass eine weitere GesundheitsstÃ¶rung mit erheblichen
Auswirkungen auf die LeistungsfÃ¤higkeit vorliegt oder eine Verschlechterung des
Gesundheitszustandes in einer Art oder einem Umfang eingetreten ist, der vor dem
Hintergrund der bisherigen Beweiserhebungen den Schluss rechtfertigt, dass das
Begehren mÃ¶glicherweise Erfolg haben wird, der KlÃ¤ger also unter Vorlage
Ã¤rztlicher Bescheinigungen mit konkretem Inhalt selbst (an Stelle des Gerichts mit
sachverstÃ¤ndigen Zeugenanfragen) seinen Vortrag substanziiert â�� was dann in
der Regel allerdings nicht zu sachverstÃ¤ndigen Zeugenanfragen, sondern zur
Beauftragung eines SachverstÃ¤ndigen fÃ¼hrt â�� oder wenn die behauptete
Tatsache allein, also weitgehend unabhÃ¤ngig von einer Wertung, die Entscheidung
der Beklagten in Frage stellt (z. B. streitige Erwerbsminderungsrente und Vortrag,
eine QuerschnittslÃ¤hmung sei zwischenzeitlich eingetreten verbunden mit dem
Antrag, den behandelnden Chefarzt der Klinik zu befragen), bedarf keiner weiteren
Darlegung.

Im vorliegenden Fall hat der KlÃ¤ger im Grunde lediglich vorgetragen, seine
GesundheitsstÃ¶rungen auf chirurgisch-orthopÃ¤dischen Fachgebiet seien
schwerwiegender als von der Beklagten angenommen und er leide auch an
Depressionen. Er hat damit nur pauschal eine fehlerhafte Bewertung und das
Vorliegen weiterer GesundheitsstÃ¶rungen (nÃ¤mlich Depressionen) geltend
gemacht. Allein aufgrund dieses Vortrages hÃ¤tte keine Erfolgsaussicht
angenommen werden kÃ¶nnen. Denn die Entscheidung des beklagten
RentenversicherungstrÃ¤gers beruhte auf einem Gutachten nach ambulanter
Untersuchung und beinhaltete klare Befunde auch auf chirurgisch-orthopÃ¤dischem
Fachgebiet. Die vom KlÃ¤ger behaupteten FunktionsstÃ¶rungen stehen nicht im
Gegensatz zu diesen Befunden. Das Gutachten enthÃ¤lt auch die Ã¤rztliche (wenn
auch nicht nervenÃ¤rztliche) Ã�uÃ�erung, es bestehe kein Anhalt fÃ¼r einen
belangvollen depressiven Verstimmungszustand. Die Behauptung des KlÃ¤gers, er
leide an Depressionen vermag â�� abgesehen von der Frage der Richtigkeit â��
fÃ¼r sich genommen eine Erfolgsaussicht der Klage schon deshalb nicht zu
begrÃ¼nden, weil auch bei Vorliegen eines derartigen Leidens ErwerbsfÃ¤higkeit
die Regel ist.

Im Zeitpunkt der Entscheidungsreife ist die Klage daher ohne Erfolgsaussicht
gewesen. Hieran hat sich auch nach Eingang der sachverstÃ¤ndigen
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ZeugenauskÃ¼nfte nichts geÃ¤ndert, weil die AuskÃ¼nfte der behandelnden
Ã�rzte die Beurteilung des beklagten RentenversicherungstrÃ¤gers bestÃ¤tigt
haben. Deshalb ist die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Kosten des Beschwerdeverfahrens werden nicht erstattet (Â§ 127 Abs. 4 ZPO).

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 09.02.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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